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118. Kundmachung: Aussetzung und Kündigung der Abkommen zwischen Österreich und Jugoslawien
über den Waren- und Zahlungsverkehr, über wirtschaftliche, industrielle und
technische Zusammenarbeit und über die Zusammenarbeit auf dem Gebiete des
Fremdenverkehrs

119. Europäisches Übereinkommen über die allgemeine Gleichwertigkeit der Studienzeiten an
Universitäten
(NR: GP XVIII RV 57 AB 276 S. 45. BR: AB 4134 S. 546.)

118. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend die Aussetzung und Kündigung der
Abkommen zwischen Österreich und Jugosla-
wien über den Waren- und Zahlungsverkehr,
über wirtschaftliche, industrielle und technische
Zusammenarbeit und über die Zusammenarbeit

auf dem Gebiete des Fremdenverkehrs

Gemäß § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes über das
Bundesgesetzblatt 1985, BGBl. Nr. 200, wird
kundgemacht:

BUNDESMINISTERIUM FÜR
AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN

Zl. 101.06/506-I.A-GL/91

Verbalnote

Das Bundesministerium für auswärtige Angele-
genheiten entbietet der Botschaft der Sozialistischen
Föderativen Republik Jugoslawien seine besten
Empfehlungen und beehrt sich mitzuteilen, daß die
österreichische Bundesregierung im Hinblick auf
die Fortdauer des bewaffneten Konflikts in
Jugoslawien beschlossen hat,

1. das Abkommen über den Waren- und
Zahlungsverkehr zwischen der Republik
Österreich und der Sozialistischen Föderati-
ven Republik Jugoslawien vom 19. September
1967 gemäß dessen Artikel 9 mit Wirkung vom
1. Jänner 1993 zu kündigen;

2. das Abkommen zwischen der Österreichischen
Bundesregierung und der Regierung der
Sozialistischen Föderativen Republik Jugosla-
wien über die wirtschaftliche, industrielle und
technische Zusammenarbeit vom 14. April

1972 *) gemäß dessen Artikel 6 mit Wirkung
vom 1. Juli 1992 zu kündigen;

3. das Abkommen über die Zusammenarbeit auf
dem Gebiete des Fremdenverkehrs zwischen
der Österreichischen Bundesregierung und der
Regierung der Sozialistischen Föderativen
Republik Jugoslawien vom 26. Juli 1973**)
gemäß dessen Artikel 13 mit Wirkung vom
1. Juli 1992 zu kündigen;

4. daß die Anwendung der genannten Abkom-
men im Hinblick auf die grundlegende
Änderung der Umstände, die durch die
Fortdauer des bewaffneten Konflikts in
Jugoslawien für die österreichisch-jugoslawi-
schen Wirtschaftsbeziehungen eingetreten ist,
mit sofortiger Wirkung ausgesetzt wird.

Das Bundesministerium für auswärtige Angele-
genheiten benützt diese Gelegenheit, der Botschaft
der Sozialistischen Föderativen Republik Jugosla-
wien die Versicherung seiner ausgezeichneten
Hochachtung zu erneuern.

Wien, am 5. Dezember 1991

L. S.
An die
Botschaft der Sozialistischen
Föderativen Republik Jugoslawien
Wien

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 78/1973
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 138/1974

Vranitzky
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119.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

(Übersetzung)

EUROPÄISCHES ÜBER-
EINKOMMEN ÜBER DIE
ALLGEMEINE GLEICH-
WERTIGKEIT DER STU-
DIENZEITEN AN UNI-

VERSITÄTEN

Die unterzeichneten Mitglieds-
staaten des Europarates und die
anderen unterzeichneten Staaten,
die dem Europäischen Kulturab-
kommen angehören,

In der Erwägung, daß das Ziel
des Europarates eine engere Ver-
bindung zwischen seinen Mitglie-
dern ist;

Im Hinblick auf das Europäi-
sche Übereinkommen über die
Gleichwertigkeit der Studienzei-
ten an den Universitäten, das am
15. Dezember 1956 *) in Paris zur
Unterzeichnung aufgelegt wurde
und auf das Gebiet der lebenden
Sprachen Anwendung findet;

In der Überzeugung, daß ein
wichtiger Beitrag zur europäi-
schen Verständigung geleistet
werden würde, wenn eine größere
Zahl von Studierenden in allen
Disziplinen eine Zeitlang im Aus-
land studieren könnte und wenn
die von diesen Studierenden wäh-
rend dieser Studienzeit bestande-
nen Prüfungen und die von ihnen
belegten Lehrveranstaltungen von
ihrer Heimatuniversität anerkannt
würden;

Entschlossen, zu diesem Zweck
den Grundsatz der allgemeinen
Gleichwertigkeit von Studienzei-
ten an Universitäten festzulegen,

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 231/
1957
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Sind wie folgt übereingekom-
men:

Artikel 1

Im Sinne dieses Übereinkom-
mens bedeutet der Ausdruck
„Hochschuleinrichtungen" :

a) Universitäten;
b) andere Hochschuleinrich-

tungen, die im Sinne dieses
Übereinkommens von den
zuständigen Behörden der
Vertragsschließenden Par-
tei, in deren Hoheitsgebiet
sie gelegen sind, anerkannt
werden.

Artikel 2
1. Die Vertragsparteien sollen

in dem Ausmaß, in dem der Staat
die zuständige Behörde in der
betreffenden Angelegenheit auf
ihrem Hoheitsgebiet ist, jede
Studienzeit, die ein Studierender
an einer Hochschuleinrichtung
einer anderen Vertragspartei ver-
bringt, als gleichwertig mit einer
entsprechenden Studienzeit an
seiner Heimatuniversität anerken-
nen, vorausgesetzt:

— daß es bereits ein Abkom-
men zwischen einerseits der
ursprünglichen Hochschul-
einrichtung oder der zustän-
digen Behörde der Ver-
tragspartei, auf deren Ho-
heitsgebiet diese Einrich-
tung gelegen ist, und ande-
rerseits der Hochschulein-
richtung oder der zuständi-
gen Behörde der Vertrags-
partei, auf deren Hoheitsge-
biet die Studienzeit ver-
bracht wurde, gibt;

— daß die Behörden der
Hochschuleinrichtung, an
der die Studienzeit ver-
bracht wurde, diesem Stu-
dierenden eine Bescheini-
gung ausgestellt haben, aus
der hervorgeht, daß er diese
Studienzeit in zufriedenstel-
lender Weise abgeschlossen
hat.

2. Die Dauer der Studienzeit,
auf die sich Absatz 1 bezieht, wird
von den zuständigen Behörden
der Vertragspartei, auf deren
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Hoheitsgebiet die ursprüngliche
Hochschuleinrichtung gelegen ist,
festgesetzt.

Artikel 3

In dem Ausmaß, in dem die
Hochschuleinrichtungen selbst
die zuständige Behörde in der
betreffenden Angelegenheit auf
ihrem Hoheitsgebiet sind, über-
mitteln die Vertragsparteien den
Wortlaut dieses Übereinkommens
den Behörden dieser Einrichtun-
gen und legen ihnen nahe, die im
Artikel 2 festgelegten Grundsätze
wohlwollend zu prüfen und zur
Anwendung zu bringen.

Artikel 4

Die Bestimmungen dieses
Übereinkommens berühren nicht
jene des zur Unterzeichnung am
15. Dezember 1956 in Paris auf-
gelegten Europäischen Überein-
kommens über die Gleichwertig-
keit der Studienzeiten an den
Universitäten.

Artikel 5

1. Dieses Übereinkommen liegt
zur Unterzeichnung durch die
Mitgliedsstaaten des Europarates
und der anderen Vertragsstaaten
des Europäischen Kulturabkom-
mens auf, die ihre Zustimmung,
durch dieses Übereinkommen ge-
bunden zu sein, ausdrücken kön-
nen durch:

a) die Unterzeichnung ohne
Vorbehalt hinsichtlich Rati-
fizierung, Annahme oder
Genehmigung; oder

b) die Unterzeichnung, vorbe-
haltlich der Ratifizierung,
Annahme oder Genehmi-
gung, gefolgt von Ratifizie-
rung, Annahme oder Ge-
nehmigung.

2. Die Ratifikations-, An-
nahme- oder Genehmigungsur-
kunden werden beim Generalse-
kretär des Europarates hinterlegt.

Artikel 6

1. Dieses Übereinkommen tritt
am ersten Tag des Monats in
Kraft, der dem Ablauf einer Frist
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von einem Monat nach dem
Zeitpunkt folgt, an dem zwei
Mitgliedsstaaten des Europarates
ihre Zustimmung ausgedrückt ha-
ben, durch das Übereinkommen
im Einklang mit den Bestimmun-
gen des Artikels 5 gebunden zu
sein.

2. Für jeden Mitgliedsstaat, der
in der Folge seine Zustimmung,
durch das Übereinkommen ge-
bunden zu sein, ausdrückt, tritt
das Übereinkommen am ersten
Tag des Monats in Kraft, der dem
Ablauf einer Frist von einem
Monat nach dem Zeitpunkt der
Unterzeichnung oder der Hinter-
legung der Ratifikations-, An-
nahme- oder Genehmigungsur-
kunde folgt.

Artikel 7

1. Nach dem Inkrafttreten
dieses Übereinkommens kann das
Ministerkomitee des Europarates
jeden Staat, der nicht Mitglied des
Europarates oder der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft
ist, einladen, diesem Übereinkom-
men beizutreten, durch einen im
Artikel 20.d der Satzung des
Europarates vorgesehenen Mehr-
heitsbeschluß und durch Einstim-
migkeit der Vertreter der Ver-
tragsschließenden Staaten, die be-
rechtigt sind, dem Komitee anzu-
gehören.

2. Für jeden beitretenden Staat
oder, sollte sie beitreten, die
Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft, tritt das Übereinkommen
am ersten Tag des Monats in
Kraft, der dem Ablauf einer Frist
von einem Monat nach dem
Zeitpunkt der Hinterlegung der
Beitrittsurkunde beim Generalse-
kretär des Europarates folgt.

Artikel 8

1. Jeder Staat kann zum Zeit-
punkt der Unterzeichnung oder
der Hinterlegung seiner Ratifika-
tions-, Annahme-, Genehmi-
gungs- oder Beitrittsurkunde das
Hoheitsgebiet oder die Hoheits-
gebiete, auf die dieses Überein-
kommen Anwendung finden soll,
bestimmen.
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2. Jeder Staat kann zu einem
späteren Zeitpunkt durch eine an
den Generalsekretär des Europa-
rates gerichtete Erklärung die
Anwendung dieses Übereinkom-
mens auf jedes andere, in der
Erklärung festgelegte Hoheitsge-
biet ausdehnen. Für das betref-
fende Hoheitsgebiet tritt das
Übereinkommen am ersten Tag
des Monats in Kraft, der dem
Ablauf einer Frist von einem
Monat nach dem Zeitpunkt des
Eingangs einer derartigen Mittei-
lung beim Generalsekretär des
Europarates folgt.

3. Jede nach den vorstehenden
zwei Absätzen abgegebene Erklä-
rung kann in bezug auf jedes
darin genannte Hoheitsgebiet
durch eine an den Generalsekre-
tär des Europarates gerichtete
Mitteilung gekündigt werden. Die
Kündigung wird mit dem ersten
Tag des Monats wirksam, der auf
den Ablauf einer einmonatigen
Frist nach Einlangen einer solchen
Mitteilung beim Generalsekretär
folgt.

Artikel 9

1. Jede Vertragspartei kann
jederzeit dieses Übereinkommen
durch eine an den Generalsekre-
tär des Europarates gerichtete
Mitteilung kündigen.

2. Eine derartige Kündigung
tritt am ersten Tag des Monats in
Kraft, der dem Ablauf einer Frist
von sechs Monaten nach dem
Zeitpunkt des Eingangs der Mit-
teilung beim Generalsekretär
folgt.

Artikel 10

Der Generalsekretär des Euro-
parates notifiziert den Mitglieds-
staaten des Europarates, den
anderen Vertragsparteien des
Europäischen Kulturabkommens,
jedem Staat, der beigetreten ist,
und der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft, falls sie die-
sem Übereinkommen beigetreten
ist:

a) jede Unterzeichnung;
b) die Hinterlegung jeder Rati-

fikations-, Annahme-, Ge-
nehmigungs- oder Beitritts-
urkunde;
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c) jeden Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Übereinkom-
mens gemäß den Artikeln 6
und 7;

d) jede andere Handlung, No-
tifikation oder Mitteilung,
die sich auf das vorliegende
Übereinkommen bezieht.

Zu Urkund dessen haben die
gehörig befugten Unterzeichne-
ten dieses Übereinkommen unter-
schrieben.

Geschehen zu Rom, am 6. No-
vember 1990, in englischer und
französischer Sprache, wobei je-
der Wortlaut gleichermaßen au-
thentisch ist, in einer Urschrift, die
im Archiv des Europarates hinter-
legt wird. Der Generalsekretär
des Europarates übermittelt jedem
Mitgliedsstaat des Europarates,
den anderen Vertragsparteien des
Europäischen Kulturabkommens,
den Nichtmitgliedsstaaten, die an
der Erstellung des vorliegenden
Übereinkommens mitgearbeitet
haben, und jedem Staat, der zum
Beitritt eingeladen wurde, eine
beglaubigte Abschrift.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 29. Jänner 1992 beim Generalsekretär des Europarats hinterlegt; das Übereinkommen
tritt daher gemäß seinem Art. 6 Abs. 2 für Österreich mit 1. März 1992 in Kraft.

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des Europarats haben folgende weitere Staaten das
Übereinkommen ohne Vorbehalt der Ratifikation unterzeichnet bzw. ratifiziert oder genehmigt:

Finnland, Frankreich, Irland, Liechtenstein, Malta, Norwegen, Schweden, Schweiz, Zypern.

Die Schweiz hat anläßlich der Unterzeichnung ohne Vorbehalt der Ratifikation erklärt, daß die
Anwendung des Übereinkommens unter dem Vorbehalt der Zuständigkeit der Kantone auf dem Gebiet des
Bildungswesens, wie in der Bundesverfassung festgelegt, sowie auch der Autonomie der Universitäten
erfolgt.

Vranitzky
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